
BUNDESSOZIALGERICHT

k..Im Namendes Volkes Yg'ggjteg„fbrg„ggö

Urteil

in dem Rechtsstreit

Prozeßbevollmächtigte:
..................... ,

gegen

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte,
Berlin, Ruhrstraße 2,

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom

14. September 1995 durch den Vorsitzenden Richter R a u s c h e r ,
den

Richter Dr. M e y e r und die Richterin T ü t t e n b e r g sowie die

ehrenamtlichen Richter Bis w a n g e r und J u n 9 wir t h

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Sachsen-

Anhalt vom 20. Oktober 1993 wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten auch des Revisionsverfahrens sind nicht zu er-

statten .
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Gründe:

Die Beteiligten streiten über die Höhe der Altersversorgung des Klägers ab 1. Juli

1990, insbesondere darüber, ob dem Kläger neben seiner Rente aus der Sozial-

pflichtversicherung eine solche aus der Freiwilligen Zusatzrentenversicherung

(FZR)zugewährenist. li
l

Der 1921 geborene Kläger war bis zu seinem Ausscheiden aus dem Erwerbsleben

zum 1. Juli 1986 sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Seit dem 1. Februar

1970 gehörte er dem zusätzlichen Altersversorgungssystem der technischen intel-

ligenz in den volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben an gemäß der Ver-

ordnung vom 17. August 1950 (GBI | Nr 93 S 844); danach wurde ihm eine mo-

natliche Rente iHv 60 vH des im letzten Jahr vor Eintritt des Versorgungsfalls

bezogenen durchschnittlichen monatlichen Bruttogehalts, höchstens jedoch

800,00 M monatlich, zugesichert. Zum 1. Mai 1971 trat er außerdem in die FZR

ein. Er entrichtete für 175 Monate Beiträge für ein während seiner Zugehörigkeit

zur FZR zu berücksichtigendes monatliches Durchschnittseinkommen über

600,00 M monatlich von insgesamt 92.890,00 M, also für ein versichertes mo—

natliches FZR-Durchschnittseinlcommen von - aufgerundet - 531,00 M; bei einem

Gesamtprozentsatz von 37,9 hätte ihm am 30. Juni 1990 eine monatliche FZR-

Zusatzaltersrente iHv 202,00 M zugestanden.

Mit Bescheid des FDGB - Verwaltung der Sozialversicherung - vom 26. Juni

1986 erhielt der Kläger ab 1. Juli 1986 eine Rente aus der Sozialpflichtversiche-

rung iHv 294,00 M (zum 1. Dezember 1989 angehoben auf 364,00 M) und mit

Bescheid vom 23. Juli 1986 eine Zusatzaltersrente iHv 1.320,00 M (60 vH des

Durchschnitts—Brutto—MonatsgehaltsiHv 2.200,00 M in der Zeit vom 1. Juli 1985

bis 30. Juni 1986) gemäß 55 28, 29 der Verordnung Über die FZR der Sozialver-

sicherung (FZR-VO) vom 17. November 1977 (GBI I Nr 35 S 395), dh nach der

Maßgabe der Altersversorgung der Intelligenz (AVI).

Durch Bescheid zum 1. Juli 1990 wurden die beiden Renten des Klägers im Nomi-

nalwert 1:1 auf DM umgestellt. Der Gesamtauszahlbetrag belief sich insoweit auf

1.684,00 DM. Der Gemeinsame Träger der Sozialversicherung verfügte mit Be-
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scheid nach der Ersten Rentenanpassungsverordnung (1. RAV) vom 14. Dezem—

ber 1990 (BGBl I S 2867) den Gesamtauszahlbetrag ab 1. Januar 1991 auf

1.684,00 DM. Mit Bescheid über die Rentenanpassung nach der Zweiten Renten—

anpassungsverordnung (2. RAV) vom 19. Juni 1991 (BGBl I S 1300) bestimmte

der Träger der Rentenversicherung -
Überleitungsanstalt Sozialversicherung - den

Gesamtauszahlbetrag ab 1. Juli 1991 —weiterhin - auf 1.684,00 DM. In beiden

- undatierten und nicht mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehenen —Beschei-

den war die Rente des Klägers aus der Sozialpflichtversicherung erhöht worden

unter gleichzeitiger Kürzung der Renten aus dem Zusatzversorgungssystem. Durch

Bescheid vom 28. November 1991 “über die Umwertung und Anpassung der

Rente aufgrund des ab 1. Januar 1992 geltenden neuen Rentenrechts" wurde die

bisherige Versichertenrente als Regelaltersrente iHv monatlich 1.799,19 DM ge-

währt; nach Abzug des Beitragsanteils des Klägers zur Krankenversicherung

wurde ein monatlicher Auszahlbetrag von 1.684,04 DM festgesetzt. Die Renten-

berechnung erfolgte im maschinellen Verfahren nach @307b Abs 5 Sechstes

Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI). Die zwischenzeitlich auch gegen den bzw die

Bescheide zur 1. und 2. RAV sowie gegen den Umwertungsbescheid eingelegten

Widersprüche des Klägers wurden durch Widerspruchsbescheid vom 13. Novem-

ber 1992 zurückgewiesen.

Die gegen die Bescheide erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG) Magdeburg

durch Urteil vom 16. März 1993 abgewiesen. Die Berufung, mit der der Kläger ua

die Abänderung der angefochtenen Bescheide sowie der Rentenanpassungsbe-

scheide zum 1. Juli 1992, zum 1. Januar 1993 sowie zum 1. Juli 1993 und die

Verurteilung der Beklagten zur Zahlung einer Rente in Höhe der AVI, eine ange—

paßte Sozialprichtversicherungsrente und eine anpassungsfähige Rente aus der

FZR seit 1. Juli 1990 begehrt hatte, hat das Landessozialgericht (LSG) Sachsen-

Anhalt durch Urteil vom 20. Oktober 1993 zurückgewiesen, bzw die Klagen

gegen die Rentenanpassungsbescheide abgewiesen, soweit sie noch nicht Gegen—

stand des erstinstanzlichen Verfahrens waren. Das LSG hat im wesentlichen aus-

geführt: Die angefochtenen Bescheide seien nicht rechtswidrig. Die Zusatzrente

des Klägers in Höhe der zugesicherten AVI sei zutreffend als Rente aus einem Zu-

satzversorgungssystem behandelt worden. Dies ergebe sich aus & 28 Abs 1

Satz 1 FZR—VO. Danach bestehe ungeachtet der Bezeichnung der Rente als Zu-

satzrente der vorherige Versorgungsanspruch fort. Grund und Höhe dieses An—

spruchs hätten sich ausschließlich aus den Versorgungssystemen der Intelligenz
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ergeben. Daher sei ein Anspruch auf eine FZR-Rente im Falle des Klägers auch nie

entstanden. Die Beitragszahlungen zur FZR hätten keine rentensteigernde Funktion

gehabt; insoweit sei es belanglos gewesen, in welcher Höhe Beiträge entrichtet_

worden seien. (

Der Kläger hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt. Er rügt eine fehlerhaf-

te Anwendung der Rentenüberleitungsvorschriften, insoweit ist er insbesondere

der Ansicht, daß die Vorschriften mit Hilfe des Rechts der ehemaligen DDR auszu-

legen seien, soweit dieses Recht nicht gegen das Grundgesetz (GG) verstoßen

habe. Darüber hinaus ist er der Ansicht, die Rentenüberleitungsvorschriften ver-

stießen gegen den Einigungsvertrag (Einithr im folgenden EV) vom 31. August

1990 (BGBl II S 889), die Konvention zum Schutze der Menschen und Grundfrei-

heiten (EMRK) vom 4. November 1950 (BGBl II S 685, 953 mit späteren Ände-

rungen) sowie gegen das Zusatzprotokoll der EMRK vom 20. März 1952 (BGBl II

1956 S 1880) und gegen das GG. Er trägt hierzu vor:

Art 3 GG werde verletzt, weil er durch die Regelungen gegenüber seinen Berufe

kollegen in den alten Ländern schlechter gestellt werde. Seine Ansprüche seien

auf nur eine Säule der Altersversorgung begrenzt worden, nämlich auf die Ansprü-

che aus der gesetzlichen Rentenversicherung. Damit werde er auch ungerechtfer-

tigt ungleich behandelt im Verhältnis zu anderen Bürgern der ehemaligen DDR, da

sein Einkommen, das über der Beitragsbemessungsgrenze gelegen habe, ohne jeg-

liche Differenzierung unberücksichtigt bleibe. in der Zeit vom 1. Juli 1990 bis

31. Dezember 1991 hätten sogar viele Bestandsrentner mit FZR—Ansprüchen eine

höhere Rente erhalten als er.

Art 14 GG werde durch die Regelungen ebenfalls verletzt. Sämtliche nach rechts-

staatlichen Grundsätzen in der DDR erworbenen Versorgungsansprüche, denen

ein Arbeitsentgelt über der Beitragsbemessungsgrenze zugrunde gelegen habe,

blieben bei der Rentenberechnung außer Betracht. Darüber hinaus sei ein Be-

standsschutz zur Sicherung des sozialen Besitzstandes wegen der fehlenden Ori-

entierung an der Kaufkraft nicht gewährt werden.

Ebenfalls verletzt werde das Rechtsstaatsgebot. Die für die Versorgungsüberlei-

tung geltenden Regelungen vom ersten Staatsvertrag zwischen der Bundesrepu-

blik Deutschland und der DDR vom 18. Mai 1990 (BGBl II S 537) an, über das

Gesetz zur Angleichung der Bestandsrenten an das Rentenniveau der Bundesre-

publik Deutschland und zu weiteren rentenrechtiichen Regelungen (RAG) vom

28. Juni 1990 (GBl ( Nr 38 S 495, 1457), den EV sowie die. beiden RAV'en und
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das Gesetz zur Überführung der Ansprüche und Anwartschaften aus Zusatz- und

Sonderversorgungssystemen des Beitrittsgebietes (AAÜG) vom 25. Juli 1991

(BGBl I S 1606, 1677) seien unklar, unbestimmt und in sich widersprüchlich.

Dies zeigten insbesondere die Vorschriften, die das Verhältnis von FZR und AVI

bestimmten. Auch seien die Regelungen nicht
innerhalb

einer angemessenen Frist

durchsetzbar.

Darüber hinaus würden durch die sog Systementscheidung, durch die Überfüh-

rung sämtlicher Ansprüche auf Altersversorgung in eine Rente aus der gesetzli-

chen Rentenversicherung, seine gemäß Art 19 EV bestandsgeschützten Ansprü-

che aus der FZR und AVI liquidiert. Kein "ExDDR-Bürger" habe wegen der damit

abgeschafften zweiten bzw dritten Säule der Alterssicherung Aussicht, als Rent-

ner seinen im Arbeitsleben erworbenen Lebensstandard zu halten. Bei einer

schrittweisen Angleichung der Lebensverhältnisse in Ost und West wäre es gebo-

ten gewesen, eine vernünftige Überführung aller Zusatz- und Sonderversorgungs-

ansprüche sowie die volle Überführung der in den verschiedenen Arten der FZR

erworbenen, über die gesetzliche Rentenversicherung hinausgehenden Ansprüche

zu gewährleisten. Hierzu sei die Bundesrepublik Deutschland als Rechtsnachfolge-

rin der DDR verpflichtet gewesen.

Unzutreffend sei das LSG auch davon ausgegangen, daß er entgegen dem Wort-

laut des @28 FZR-VO eine Rente aus einem Zusatzversorgungssystem und nicht

eine solche aus der FZR erhalten habe. Rentner der FZR seien einerseits ähnlich

wie Bundesbürger versichert und andererseits - soweit ihr versicherter Verdienst

über dem 1,8-fachen des durchschnittlichen Verdienstes gelegen habe —eher wie

ein Berechtigter aus einem Zusatzversorgungssystem zu behandeln gewesen. Die

FZR habe darauf abgestellt, ihren Mitgliedern, die ihr gesamtes Einkommen versi-

cherten, einen Zahlbetrag zu gewähren, der in etwa demjenigen eines "Zusatzver-

sorgungssystems" der Bundesrepublik Deutschland entsprochen habe. Dieser As-

pekt sei bei der Überführung der Ansprüche nicht berücksichtigt worden. Nachtei-

le hätten den FZR-Berechtigten nur entstehen können, wenn nach relativ kurzer

Mitgliedschaft der Versicherungsfall eingetreten sei. Insoweit habe 5 28 FZR—VO

einen Bestandsschutz gewähren sollen.

Bei richtiger rechtlicher Bewertung müsse sein Anspruch aus der FZR von Anbe-

ginn an dynamisiert und dann gemäß @3073 SGB VI, jedoch ohne Beachtung der

Beitragsbemessungsgrenze berechnet werden. Hiervon hätte das LSG zumindest

im Wege der Rechtsfortbildung ausgehen und die Beklagte als Rechtsnachfolgerin

der Deutschen Versicherungsanstalt der DDR im Hinblick auf Art 232 Q 1 Einfüh—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-6-

rungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB <eingeführt durch EV Ani |

Kap ill Sachgebiet B Abschn ll>) zu entsprechenden Leistungen verurteilen müs-

sen. \
Wegen der weiteren Einzelheiten des Vorbringens des Klägers wird auf seine

Schriftsätze vom 3. Februar 1994 (BI 28 ff der Akten) und vom 14. Juni 1994

(Bl 104 ff der Akten) verwiesen.

Der Kläger beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 20. Oktober

1993 aufzuheben und die Beklagte unter Abänderung des Urteils des

Sozialgerichts Magdeburg vom 16. April 1993 zu verurteilen, die Be-

scheide zum 1. Januar und zum 1. Juli 1991, die Bescheide vom

28. November 1991, zum 1. Juni 1992 in der Gestalt des Wider-

spruchsbescheides vom 13. November 1992 sowie die Bescheide

zum 1. Januar und zum 1. Juli 1993 abzuändern und die Beklagte

zu verurteilen, ab dem 1. Juli 1990 die Sozialpflichtversicherungsren-

te zu zahlen und zu dynamisieren sowie zuzüglich dazu ebenfalls ab

1. Juli 1990 eine anpassungsfähige Zusatzrente aus der FZR, zumin-

dest in Höhe der AVI, zu gewähren und insgesamt nach dem jeweili-

gen aktuellen Rentenwert weiter und auch über den sich aus der Bei-

tragsbemessungsgrenze hinaus ergebenden Betrag anzupassen,

hilfsweise,

die Beklagte zu verurteilen, den Bescheid vom 28. November 1991

abzuändern und die Beklagte zu verpflichten, ab 1. Januar 1992 die

nach 5 3073 Abs 1 und 2 SGB VI neu berechnete Altersrente zu-

züglich der Zusatzrente —zumindest in Höhe der AVI berechnet und

ohne Berücksichtigung der Beitragsbemessungsgrenze - zu zahlen

und den Gesamtbetrag zu dynamisieren.

li
Die Beklagte beantragt,

“

die Revision zurückzuweisen.

ll

Die Beklagte trägt vor: 1

Nach 5 28 der 1. FZR-VO sei die als Zusatzrente bezeichnete Leistung von Anbe—

ginn als Zusatzversorgungsleistung behandelt worden. Entscheidend sei die in

9 28 Abs 2 FZR-VO genannte Rechtsfolge, nämlich die Gleichstellung mit Lei-
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stungen aus der AVI. Diese Rechtslage habe bis zum 31. Dezember 1991 bestan—

den. Die Regelungen in den angefochtenen Bescheiden seien im übrigen nicht ver-

fassungswidrig. Mit sämtlichen Bescheiden sei der Gesamtzahlbetrag der Rente

aus der Sozialpflichtversicherung und aus dem Zusatzversorgungssystem jeden-

falls nicht unterschritten werden.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Vorbringens der Beklagten wird auf den

Schriftsatz vom 1. März 1994 (BI 70 ff der Akten) Bezug genommen.

Die zulässige Revision des Klägers ist unbegründet.

Gegenstand des Rechtsstreits ist ein mit der allgemeinen Leistungsklage (@ 54

Abs 5 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) sowie mit der kombinierten Anfechtungs-

und Leistungsklage (& 54 Abs 4 SGG) geltend gemachter Anspruch auf eine hö-

here Altersversorgung für die Zeit ab 1. Juli 1990 (bis 20. Oktober 1993

—Datum des angefochtenen Urteils). Damit sind Streitgegenstand die angefochte—

nen Bescheide zur 1. und 2. RAV, der Umwertungsbescheid vom 28. November

1991 sowie die Rentenanpassungsbescheide zum 1. Juni 1992 (jeweils in der Ge—

stalt des Widerspruchsbescheidesl sowie zum 1. Januar und zum 1. Juli 1993.

Der Kläger hat aus keinem rechtlichen Gesichtspunkt (bis zur bindenden individuel-

len Rentenfestsetzung) Anspruch auf eine höhere als ihm durch die angefochtenen

Bescheide zuerkannte Altersversorgung. Insbesondere kann er einen derartigen

Anspruch auch nicht auf einen ihm nach dem Recht der ehemaligen DDR zuste-

henden Anspruch auf eine Rente nach der FZR-VO stützen, der nach dem RAG

und den beiden RAV'en zu dynamisieren und nach & 307a SGB VI zu beurteilen

wäre.

Eine bundesdeutsche Rechtsgrundlage für den geltend gemachten Anspruch

- ua - auf Zahlung und Dynamisierung sowie Anpassung der Sozialpflichtversiche—

rungsrente und zusätzlich der Rente aus der FZR (zumindest in Höhe der Rente

nach der AVI) - für die Zeit ab 1. Juli 1990 - ergibt sich weder nach den Vor-

schriften der ehemaligen DDR, die nach dem EV übergangsrechtlich weiter anzu-

wenden waren, noch nach dem EV selbst, noch nach den Bestimmungen des
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AAÜG oder denjenigen des SGB VI. Der Anspruch auf Altersversorgung in der zu-

erkannten Höhe ist dem Kläger durch die - beiden - bindenden und nach Art 19

EV wirksam gebliebenen Bescheide des FDGB zuerkannt und in den Verfügungs-

sätzen der Bescheide zur 1. und 2. RAV sowie des Bescheides vom 28. No-

vember 1991 fortgeschrieben und in den Bescheiden zum 1. Juni 1992, zum

1. Januar und zum 1. Juli 1993 angepaßt worden. Die Beklagte ist zutreffend

davon ausgegangen, daß es sich bei dem in das bundesdeutsche Recht über-

führten Anspruch auf die "Zusatzrente" um einen solchen aus einem Zusatzversor-

gungssystem gehandelt hat.

1

l.1. Zwischen den Beteiligten steht zu Recht nicht im Streit, daß die Beklagte

@23 RAG, @6 der 1. RAV, %8 der 2. RAV und & 307b Abs 5 SGB Vi in den

angefochtenen VerwaItungsentscheidungen inhaltlich zutreffend umgesetzt hat.

falls diese Vorschriften auf den Kläger anwendbar und gültig sind.

2. Die von der Beklagten angewandten Vorschriften sind nicht zu beanstanden.

Dies hat der Senat bereits entschieden. Er hält an den Grundsätzen seiner Recht-

sprechung fest, die er in der Grundentscheidung vom 27. Januar 1993

(BSGE 72, 50 ff = SozR 3-8570 @10 Nr 1; dazu BVerfG, Beschluß der 2. Kam-

mer des 1. Senats vom 7. Juli 1993 - 1 BvR 620/93 -: "Zahibetragsbegrenzung

auf 2.010,00 DM") zusammengefaßt sowie in einer Vielzahl von Urteilen und

Beschlüssen zu verschiedenen Bereichen des Rentenüberleitungsrechts näher

entfaltet hat; vor allem: Urteil vom 30. September 1993 - 4 RA 1/93 -: "Über-

gangszeit vom 3. Oktober 1990 bis 31. Dezember 1991"; Urteil vom 25. Januar

1994, SozR 3—1300 & 44 Nr 8: "Keine Einstandspflicht für DDR-Rentenansprüche

vor dem 1. Juli 1990"; Beschluß vom 30. März 1994, SGb 1995, 37 ff:

"Zahibetragsbegrenzung MfS"; Urteil vom 30. März 1994 —4 RA 62/93 -, AUA

1994, 224, 256: "Systementscheidung und Rechtmäßigkeit der 1. und 2. Ben-

tenanpassungsverordnung; Urteil vom 10. Mai 1994, BSGE 74, 184 ff = SozR

3-8570 @ 11 Nr 1: "Dienstbeschädigungsteilrente |"; Beschluß vom 24. August

1994, SozR 3-8570 @ 17 Nr 1: "Berufsbezogene Zuwendung an Ballettänzer";

Urteil vom 31. August 1994, SozR 3-8570 & 11 Nr 2: "Kürzung der Über—

gangsrente"; Urteil vom 31. August 1994, SOZR 3—8570 @ 12 Nr 1: "Kran—

kenversicherung von Sonderversorgungsrentnern"; Urteil vom 31. August 1994

—4 RA 56/93 -: "Fortsetzung zu Dienstbeschädigungsteilrente |"; Urteil vom

29. September 1994, SozR 3-8570 @ 11 Nr 3: "Dienstbeschädigungsteilren—
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te ll"; Urteil vom 15. Dezember 1994 —4 RA 67/93 -, SozR 3—8560 @26 Nr 2:

"Unanwendbarkeit von & 26 Abs 1 Rentenangleichungsgesetz"; Urteil vom

14. Juni 1995 - 4 RA 41/94 -, zur Veröffentlichung vorgesehen: "Gesetz- und

Verfassungsmäßigkeit der 1. und 2. Rentenanpassungsverordnung"; Vorlagebe-

schlüsse vom 14. Juni 1995 —4 RA 98/94 (€ 6 Abs 2 AAÜG) und 4 RA 54/94

(€ 7 AAÜG) -; vgl im übrigen auch Urteil vom 14. September 1995 - 4 RA

90/94 -‚ zur Veröffentlichung vorgesehen: "Anzuwendendes Übergangsrecht bei

der Überführung von Ansprüchen eines "FZR-Versicherten" mit Zusage aus einem

Zusatzversorgungssystem". Danach gilt folgendes:

8) Bundesrecht gilt für Ansprüche, die für die Zeit ab 1. Juli 1990 geltend ge-

macht werden. Nach dem EV, der durch das Einigungsvertragsgesetz vom

23. September 1990 (BGBl 11S 885) in innerstaatliches Recht transformiert und

damit - einfaches - Bundesgesetz geworden ist, findet Bundesrecht seit dem

3. Oktober 1990 auch für die Zeit ab 1. Juli 1990 mit den Maßgaben des EV

rückwirkend Anwendung.
Das

Recht der früheren DDR gilt nur weiter, soweit es

im EV angeordnet worden ist, und zwar nachrangig, lückenfüllend und übergangs-

rechtlich kraft bundesrechtlichen Anwendungsbefehls und in dessen Grenzen.

b) 5 23 Abs 1 RAG, der am 1. Juli 1990 in Kraft getreten und aufgrund des

Art 20 des Staatsvertrages beschlossen worden ist, hat zwar nach EV Anl ll

Sachgebiet F Abschn ill Nr 8 grundsätzlich bis 31. Dezember 1991 mit den Maß-

gaben des EV als sekundäres Bundesrecht weitergegolten. Er gibt jedoch keinen

Anspruch auf eine Dynamisierung der Zusatzversorgungsrenten. Danach waren

Renten aus der Sozialpflichtversicherung und Renten aus Zusatzversorgungssyste-

men lediglich nominell in unveränderter Höhe, umgestellt im Verhältnis 1:1 von

Mark auf DM, weiter zu zahlen.

c) Die in € 24 Abs 5 RAG vorgesehene schonende Überführung in Form einer Ab—

schmelzung der Zusatzversorgungsrente bei Erhöhung des Gesamtzahlbetrags ge-

langte nach Inkrafttreten des EV - im Gegensatz zu & 23 RAG - als "Bundes-

recht" nicht mehr zur Anwendung.

d) Die aufgrund von EV Nr 9 Buchst f zum 1. Januar und zum 1. Juli 1991 er-

gangenen Rechtsverordnungen, die 1. und 2. RAV, entsprechen der Rechtslage.

Verfahrensrechtlich konnten die Bescheide des FDGB, die gemäß Art 19 EV auch

über den 3. Oktober 1990 bindend waren, wegen Änderung der rechtlichen Ver-

hältnisse gemäß @48 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) im Hinblick auf die

Rentenanpassungsverordnungen geändert (Art 19 Satz 3 EV) und im Hinblick auf
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das Angleichungsziel des
EV.

Ansprüche und Anwartschaften aus Zusatzverson

gungssystemen in eine SGB VI-Rente einmünden zu lassen, um ein einheitliches

Rentenversicherungsrecht in ganz Deutschland herzustellen, in einem einzigen Be-

scheid zusammengefaßt werden.

Sowohl die Ermächtigungsnorm der beiden RAV, EV Nr 9 Buchst f, als auch die

darauf beruhenden RAV entsprechen in formeller und materieller Hinsicht gelten-

dem Recht. Die von der Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates erlas-

senen RAV und auch die Ermächtigungsnorm genügen den verfassungsrechtlichen

Anforderungen des Art 80 Abs 1 GG.
_

Das Überführungsprogramm des EV Nr 9, das Grundlage für die Auslegung der

Ermächtigungsnorm EV Nr 9 Buchstf ist, und deren Inhalt bestimmt, steht im

Einklang mit dem GG. Insbesondere war der Gesetzgeber nicht gehalten, bei der

Überführung der Altersversorgung rentenversicherungsrechtliche Regelungen der

DDR oder Regelungen vergleichbarer Berufsgruppen in der Bundesrepublik

Deutschland zu übernehmen. Das Überführungsprogramm verstößt auch nicht

gegen Bestimmungen der EMRK vom 4. November 1950 (BGBl II S 685, 953 mit

späterenÄnderungen). }

e) & 307b Abs 5 SGB VI ermächtigte die Beklagte, für Rentenbezugszeiten ab

1. Januar 1992 die für die Höhe der überführten Rente maßgeblichen Endpunkte

in einem "maschinellen Verfahren" zu ermitteln. Sie konnte, solange die für die

Rentenberechnung in jedem Einzelfall erforderlichen Daten aus dem gesamten Ver-

sicherungsverlauf noch nicht ermittelt werden konnten, die Rentenhöhe vorab auf—

grund abstrakter, gesetzlich vorgegebener Werte verbindlich feststellen. Der An-

spruch des Versicherten auf eine seinen individuellen Verhältnissen entsprechende

Festsetzung der Höhe seines Rentenanspruchs blieb dadurch dem Grunde nach

unberührt, wurde aber zunächst hintangehalten (@ 307c SGB VI). Durchgreifende

verfassungsrechtliche Bedenken dagegen bestehen nicht. Denn das maschinelle

Verfahren soll gerade für eine Übergangszeit ermöglichen, daß bis zur individuellen

Rentenberechnung einerseits Überzahlungen vermieden werden, andererseits aber

den Betroffenen ein monatlicher Rentenanspruch wenigstens auf der Grundlage

eines Entgeltpunktes gewährt werden kann.
‘ ,II

II.1. Das Begehren des Klägers könnte nach alledem nur Erfolg haben, wenn er

keine "Rente mit Zusatzversorgung" iS von @6 der 1. RAV und @8 der 2. RAV

bzw keinen Anspruch auf eine nach dem AAÜG überführte Rente iS von & 307b

Abs 1 SGB VI gehabt hätte. Er ist der Ansicht, dies sei deswegen der Fall gewe—
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sen, weil die ihm aus der AVI im Jahre 1970 zugesagte und seit 1986 fortlaufend

gewährte Rente von 1.320,00 Mark (bzw DM) monatlich nach & 28 der FZR-VO '

in Wirklichkeit als Zusatzrente aus der EZB-Versicherung in Höhe der zugesicher-

ten AVI und an deren Stelle gezahlt worden sei, er mithin eine Rente aus der FZR-

Versicherung erhalten habe. Träfe dies zu, hätte die Beklagte die übergangsrechtli-

chen Bestimmungen für Zusatzversorgungsberechtigte (& 23 Abs 1 RAG, & 6 der

1. RAV, 5 8 der 2. RAV, & 307b SGB VI) zu Unrecht angewandt. Dies ist je—

doch nicht der Fall.

2. Der dem Kläger zuerkannte Anspruch auf Zusatzaltersrente in Höhe der zugesi-

cherten Altersrente der AVI ist nach Bundesrecht ein Recht aus der Zusatzversor-

gung, er geht auf eine Rente, die nach 5 4 Abs 1 Nr 2 AAÜG in die Rentenversi-

cherung überführt ist. Es kommt nämlich entscheidend darauf an, wie das Bun—

desrecht Ansprüche auf diese Leistungen rechtlich qualifiziert. Nach Bundesrecht

ist aber die sog FZR—AVl—Renteals Zusatzversorgungsrente einzuordnen.

a) EV Nr 9 enthält als originäres Bundesrecht eine spezielle und grundsätzlich ab-

schließende Regelung für die Überführung von Ansprüchen ua wegen Alter, die

nach Maßgabe eines ua Zusatzversorgungssystem_s "erworben" worden sind (EV

Nr 9 Buchst b Satz 1). Das bundesrechtliche Übergangsrecht unterscheidet bei

der Überführung von Bestandsrenten danach, ob der Gesamtanspruch ua auf AI-

tersversorgung sich nach Grund und Höhe ausschließlich aus individuellen Beiträ—

gen zur Sozialpflichtversicherung und zur FZR-Versicherung ergab; dann sind die

für die überwältigende Mehrzahl der Bestandsrentner gültigen Überführungsrege-

lungen anzuwenden. Beruht der Gesamtanspruch des Bestandsrentners jedoch

auch nur zum Teil auf einem Rentenanspruch der durch eine Erwerbstätigkeit er-

worben wurde, derentwegen eine Zusatzversorgung (oder Sonderversorgung) zu-

gesagt worden ist, findet für die Überführung der Rente in das SGB VI

- übergangsrechtlich - das Sonderrecht von EV Nr 9 iVm den Vorschriften des

AAÜG und s 307 Abs 5 (oder Abs 6) SGB VI Anwendung.

Das Bundesrecht trennt zwischen "echten" Sozialversicherungsansprüchen und

-anwartschaften (Sozialpflicht— und FZR-Versicherung) einerseits und Ansprüchen

und Anwartschaften kraft Zusage einer Zusatz— oder Sonderversorgung anderer-

seits. Der Sachgrund hierfür besteht wesentlich in folgendem:

Nur bei Ansprüchen der ersten Gruppe kann annähernd von der das Rentenversi-
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cherungssystem des SGB VI kennzeichnenden konkreten Entgelt- und Beitragsbe-

zogenheit der Renten ausgegangen werden. Ferner war aufgrund der Entgeltver-

hältnisse und der Beitragshöhe in der früheren DDR absehbar, daß insoweit das

Niveau der SGB Vl-Renten nicht überschritten und damit die Gleichheit gegenüber

den westdeutschen Versicherten nicht verletzt werden würde. Außerdem war hier

mit der Dynamisierung dieser einzelnen Renten die Gefahr einer gleichheitswidri—

gen Überzahlung gegenüber den anderen Rentnern im Beitrittsgebiet in aller Regel

nicht verbunden. Schließlich waren (nur) insoweit verwaltungstechnisch für das

SGB VI brauchbare Versicherungsunterlagen vorhanden.

Demgegenüber war die Ausgangslage bei den Zusatz- und Sonderversorgungssy-

stemen sehr unübersichtlich; Rechtsgrundlagen waren häufig nicht veröffentlicht,

Leistungsvoraussetzungen ungekiärt, individuelle Beitragsleistungen nur teilweise

und in unterschiedlicher Höhe erforderlich. Das Leistungsniveau lag zumeist, wenn

auch in den verschiedenen Systemen in unterschiedlicher Höhe, über dem der So-

zialpflichtversicherung und der FZR-Versicherung. Rentenversicherungsrechtlich

verwertbare Unterlagen über Versicherungsverläufe der Begünstigten waren zu-

meist nicht vorhanden. Schließlich waren wegen der augenfälligen, wenn auch in

sich unterschiedlich begründeten Systemnützlichkeit der von Versorgungssyste—

men umfaßten Tätigkeiten Anhaltspunkte dafür gegeben, daß die der Berechnung

der Zusatzrenten zugrundeliegenden Arbeitsentgelte möglicherweise aus politi-

schen Gründen gegenüber den sonstigen Erwerbstätigen in der früheren DDR

überhöht oder sogar Unrechtsentgelte waren.

,.

Vor diesem Hintergrund ist für Ansprüche, die aufgrund von Zusagen einer (Son-

der- oder) Zusatzversorgung "erworben" worden sind, das besondere Überfüh—

rungsprogramm in EV Nr 9 angeordnet worden, nach dem zunächst die bisherigen

leistungsrechtlichen Regelungen (soweit zu sekundärem Bundesrecht geworden)

bis zur Überführung der überführbaren Ansprüche in die Rentenversicherung des

SGB VI weiterhin anzuwenden sind.

b) Im Rahmen von EV Nr 9 Buchst b Satz 2 ist & 28 FZR—VOsekundär bundes—

rechtlich als eine Bestandsschutznorm für solche Zusatzrenten zu verstehen, die

aufgrund der Zusage einer Versorgung iS von EV Nr 9, nämlich der AVI, "erwor-

ben" werden sind; keinesfalls qualifiziert er bundesrechtlich die von ihm geschütz-

ten Renten als solche aus der FZR-Versicherung: Hierfür spricht schon, daß die

nach 5 28 FZR-VO garantierte Höhe der Zusatz—Altersrente sich aus den Beiträgen
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zur FZR—Versicherung nicht, nämlich nur unter Verstoß gegen den Gleichheits-

grundsatz (Art 3 Abs 1 GG) herleiten läßt; denn es ist kein Sachgrund ersichtlich,

der es rechtfertigen könnte, daß zwei Arbeitnehmer, die gleichhohes Arbeitsent-

gelt mit gleichhohen individuellen Beiträgen versichert haben, hieraus unterschied-

lich hohe Rentenansprüche erwerben. Darüber hinaus muß der Berechtigte nach

& 28 Abs 1 Satz 2 FZR-VO auch im Leistungsfall weiterhin die Voraussetzungen

der Versorgungszusage erfüllen. Außerdem wird er gemäß 5 28 Abs 2 FZR-VO

bei der Berechnung der Rente aus der Sozialpflichtversicherung den Empfängern

einer zusätzlichen AVI gleichgestellt. Genau dies ist auch in 9 6 der 1. RAV und

€ 8 der 2. RAV sowie in & 307b SGB VI geschehen.

Demgegenüber kommt der früheren Entscheidungs— und Zahlungszuständigkeit

des FDGB (& 31 EZB—VO) keine (sekundär bundesrechtliche) Bedeutung zu. Denn

in der früheren DDR war den Zusatzversorgungsberechtigten gerade nahegelegt

worden, sich vorbildlich dadurch zu verhalten, daß man auch in die FZR—Versiche—

rung eintrat; umgekehrt war es vorteilhaft, wenn ein FZR-Versicherter es außer-

dem erreichte, die ihm wesentlich günstigere Zusage einer Zusatzversorgung zu

erhalten. Dementsprechend ist es (sekundär bundesrechtlich) gleichfalls ohne Be—

lang, daß die in € 28 Abs 3 Satz 1 FZR-VO vorgesehene Rechtsfolge für den

Austritt aus der FZR nach Satz 2 aaO gerade dann nicht galt, wenn die Voraus-

setzungen für eine Einbeziehung in die zusätzliche AVI vorlagen. Hierauf ist schon

deswegen nicht näher einzugehen, weil @28 Abs 3 FZRvVO schon seit dem

1. Juli 1990 keinen Anwendungsber'eich mehr hat.

c) Die übergangsrechtliche Qualifizierung des zusätzlichen Altersrentenanspruchs

hängt mithin nach EV Nr 9 Buchst b Satz 2 iVm & 28 FZR—VOdavon ab, ob er

nach den für alle FZR-Versicherten geltenden Vorschriften der FZR-VO (als fortgel—

tendem sekundärem Bundesrecht) ausschließlich durch individuelle Beiträge zur

FZR—Versicherung "erworben" worden ist, ob also in Anwendung des 9 20 FZR—

VO ein die zugesagte Zusatzversorgung übersteigender Zahlungsanspruch festge-

stellt worden ist. Dies hätte ggf zur Folge, daß der Berechtigte (mit Zusatzversor-

gungszusage) bis zur individuellen Rentenfestsetzung nach @307b Abs 1 bis

Abs 4 SGB VI bei Anwendung der 1. und 2. RAV gleichwohl wie ein FZR-Versi-

cherter zu behandeln wäre.

Der Kläger hat seinen Anspruch auf eine monatliche zusätzliche Altersrente iHv

1.320,00 Mark/DM nicht durch seine Beiträge zur FZR-Versicherung erworben;
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dieser beruhte vielmehr allein auf der 1970 erteilten Zusage, ihm nach der AVI zu-

mindest eine Rente iHv 60 vH des letzten maßgeblichen Bruttogehalts zu zahlen.

Demgegenüber sind die Voraussetzungen für eine Rentenberechnung gemäß @20

FZR-VO, insbesondere die Gesamtzeit der Zugehörigkeit der FZR-Versicherung

sowie das während dieser Jahre erzielte monatliche Durchschnittseinkommen über

600,00 M, soweit dafür Beiträge entrichtet wurden, in keiner Weise berück—

sichtigt. Durch seine Beiträge zur FZR-Versicherung hat er nur einen deutlich

niedrigeren Anspruch erworben. Der Träger der Sozialversicherung hat ihm

deshalb (neben dem Anspruch aus der Sozialversicherung) zu Recht auch nur den

durch die Versorgungszusage begründenden Anspruch, nicht aber den durch Bei-

träge finanzierten niedrigeren Anspruch aus der FZR-Versicherung zuerkannt.

li
Nach alledem hat das Berufungsgericht zu Recht erkannt, daß die streitigen Ver-

waltungsentscheidungen rechtmäßig sind, so daß die Revision des Klägers zurück-

zuweisen war.

\

Die Kostenentscheidung beruht auf € 193 Abs 1 und Abs 4 SGG.
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